
SG/SGR/05/2007 
 

N i e d e r s c h r i f t  

über die Sitzung des Samtgemeinderates 
der Samtgemeinde Fürstenau am 18.10.2007 

Anwesend: 
 
 
Vorsitzender 
Herr Rudolf Lühn, Stellv. Samtgemeindebürgermeister (Ratsvor-
sitzender) 

 

 
stellvertretende Vorsitzende 
Herr Herbert Gans, Ratsherr (I. stellv. Ratsvorsitzender)  
Herr Fritz Wolting, Ratsherr (II. stellv. Ratsvorsitzender)  
 
Mitglieder 
Herr Peter Selter, Samtgemeindebürgermeister  
Herr Johannes Nyenhuis, Stellv. Samtgemeindebürgermeister  
Herr Alfons Bertke, Beigeordneter  
Herr Volker Brandt, Beigeordneter  
Herr Friedrich-Wilhelm Oldenhage, Beigeordneter  
Herr Friedhelm Spree, Beigeordneter  
Herr Helmut Tolsdorf, Beigeordneter  
Herr Benno Trütken, Beigeordneter  
Herr Josef Ahrens, Ratsherr  
Herr Wilhelm Apke, Ratsherr  
Frau Maria Blume, Ratsfrau  
Herr Heinz-Jürgen Frantzen, Ratsherr  
Herr Ulrich Geers, Ratsherr  
Frau Sigrid Gerner, Ratsfrau  
Herr Uwe Hummert, Ratsherr  
Herr Dirk Imke, Ratsherr  
Herr August Kolde, Ratsherr  
Frau Nicole Krämer, Ratsfrau  
Herr Achim Krone, Ratsherr  
Frau Karin Ramler, Ratsfrau  
Herr Marcel Schuckmann, Ratsherr  
Herr Christoph Sievers, Ratsherr  
Frau Ursula Skubsch, Ratsfrau  
Herr Joachim Speer, Ratsherr  
Herr Josef Thale, Ratsherr  
Frau Anita Thole, Ratsfrau  
Herr Hermann Winter, Ratsherr  
Frau Petra Wübbe, Ratsfrau  
 
Verwaltung 
Herr Paul Weymann,     
Frau Monika Kolosser,     
Frau Sonja Ahrend,     
Frau Annemarie Rosenstock,    (Protokollführerin) 
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Es fehlen: 
 
 
Mitglieder 
Frau Sandra Elbers, Ratsfrau  
Herr Winfried Knocks, Ratsherr  
 
 
Verhandelt: 
Fürstenau, den 18.10.2007, 
im Sitzungssaal des Verwaltungsgebäudes der Samtgemeinde Fürstenau, 
Schlossplatz 1, 49584 Fürstenau 
 
 

A) Öffentlicher Teil: 

Punkt Ö 1) Begrüßung 
 
 Der Ratsvorsitzende begrüßt die Mitglieder des Samtgemeinderates, die zahl-

reich erschienenen Zuhörer, den Pressevertreter und die Vertreter der Ver-
waltung, besonders Frau Sonja Ahrend als neue Leiterin des Fachdienstes I.  
 

(SG/SGR/05/2007 vom 18.10.2007, S. 2)
 
Punkt Ö 2) Eröffnung der Sitzung 
 
 Der Ratsvorsitzende eröffnet um 18.00 Uhr die Sitzung des Samtgemeindera-

tes der Samtgemeinde Fürstenau.  
 

(SG/SGR/05/2007 vom 18.10.2007, S. 2)
 
Punkt Ö 3) Einwohnerfragestunde 
 
 Wortmeldungen liegen nicht vor.  

 
(SG/SGR/05/2007 vom 18.10.2007, S. 2)

 
Punkt Ö 4) Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und der Beschlussfähigkeit 
 
 Der Ratsvorsitzende stellt fest, dass die Einladung ordnungsgemäß erfolgt 

und der Samtgemeinderat beschlussfähig ist.  
 

(SG/SGR/05/2007 vom 18.10.2007, S. 2)
 
Punkt Ö 5) Namentliche Feststellung der anwesenden und der fehlenden Ratsmitglieder 
 
 Der Ratsvorsitzende stellt fest, dass Ratsfrau Elbers und Ratsherr Knocks 

fehlen und die übrigen Mitglieder des Samtgemeinderates anwesend sind. 
Der Ratsvorsitzende gratuliert Ratsfrau Elbers in Namen des Samtgemeinde-
rates zur Geburt ihrer Tochter.  
 

(SG/SGR/05/2007 vom 18.10.2007, S. 2)
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Punkt Ö 6) Genehmigung der Niederschrift SG/SGR/03/2007 vom 30.05.2007 und 
SG/SGR/04/2007 vom 17.07.2007 

 
 a) SG/SGR/03/2007 vom 30.05.2007 

 
Einwendungen gegen Form und Inhalt der Niederschrift werden nicht er-
hoben. Der Vorsitzende stellt fest, dass damit die Niederschrift 
SG/SGR/03/2007 vom 30.05.2007 genehmigt ist. 
 
     (SG/SGR/03/2007 vom 30.05.2007, S. 3) 
 

b) SG/SGR/04/2007 vom 17.07.2007 
 

Zu Punkt Ö 12. Besetzung der beratenden Ausschusssitze für Jugend- und 
Kulturausschuss 
 
Samtgemeindebürgermeister Selter bittet um Berichtigung des Namens 
und der Anschrift der Vertreterin von Frau Anke Winter wie folgt: 
 
Vertreter: Frau Christin Listing, Kranenpohlstraße 6 A, 49584 Fürstenau 
 
Weitere Einwendungen gegen Form und Inhalt der Niederschrift werden 
nicht erhoben. Der Vorsitzende stellt fest, dass damit die Niederschrift 
SG/SGR/04/2007 vom 17.07.2007 genehmigt ist. 
  

(SG/SGR/05/2007 vom 18.10.2007, S. 3)
 
Punkt Ö 7) Bericht des Samtgemeindebürgermeisters 
 
 Samtgemeindebürgermeister Selter berichtet über die Sitzungen des Samt-

gemeinderates vom 17.07.2007, des Samtgemeindeausschusses vom 05.09. 
und vom 09.10.2007. Der Bericht liegt den Mitgliedern des Samtgemeindera-
tes schriftlich vor. 
 

(SG/SGR/05/2007 vom 18.10.2007, S. 3)
 
Punkt Ö 8) 40. Änderung des Flächennutzungsplanes der Samtgemeinde Fürstenau 

Vorlage: FB 5/053/2007 
 
 Der Samtgemeinderat beschließt einstimmig (31 Ja-Stimmen):  

 
Der Samtgemeindeausschuss hat in seiner Sitzung am 22.02.2007 
(SG/SGA/02/2007/Pkt. N 6.1, S. 2) folgenden Beschluss gefasst: 
 

1. Auf der Grundlage der  Ergebnisse zur frühzeitigen Öffentlichkeits- 
und Behördenbeteiligung gem. § 3 Abs. 1  bzw. § 4 Abs. 1 BauGB ist 
der Entwurf der 40. Änderung des Flächennutzungsplanes der Samt-
gemeinde Fürstenau aufzustellen. 

2. Die im rechtskräftigen Flächennutzungsplan ausgewiesene Mischge-
bietsfläche im Bereich der Bahnhofstraße in Bippen ist um eine Fläche 
nördlich des Hollandweges zu erweitern. 

3. Auf der Grundlage des Entwurfes sind die öffentliche Auslegung gem. 
§ 3 Abs. 2 BauGB und die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange 
gem. § 4 Abs. 2 BauGB zeitgleich durchzuführen. 
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Während der Aufstellung des Entwurfes hat sich ergeben, dass sich die Teil-
fläche nördlich des Hollandweges, die in die 40. Änderung des Flächennut-
zungsplanes mit einbezogen werden sollte, komplett im Bereich des FFH-
Gebietes liegt. Die Ausweisung einer gemischten Baufläche innerhalb des 
FFH-Gebietes ist nach Abstimmung mit der unteren Naturschutzbehörde beim 
Landkreis Osnabrück nicht möglich. Aus diesem Grunde ist Ziff. 2 des o. a. 
Beschlusses wieder aufzuheben.  
 
Die öffentliche Auslegung des Entwurfes der 40. Änderung des Flächennut-
zungsplanes fand in der Zeit vom 30.05.2007 bis einschließlich 02. Juli 2007 
statt. Die Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 16.05.2007 
von der öffentlichen Auslegung unterrichtet und um Stellungnahme innerhalb 
der Auslegungsfrist gebeten. 
 
Das Ergebnis stellt sich wie folgt dar: 
 

1. Stellungnahmen der Träger öffentlicher Belange und einzelner 
Bürger im Rahmen der ö. Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB: 

 
Eingabe: 
 

Beschlussempfehlung: 
 
 

Landkreis Osnabrück vom 
26.06.2007: 
 
Regionalplanung 
Nach dem RROP 2004 für den 
Landkreis liegt die geplante Son-
derbaufläche für den Reit- und 
Fahrsport Lonnerbecke in einem 
Vorranggebiet für ruhige Erholung 
sowie in Vorsorgegebieten für 
Natur und Landschaft sowie für 
Forstwirtschaft. 
Die unter 4.2.2 Fachplanungen 
aufgeführten raumordnerischen 
Aussagen entsprechen den Aus-
sagen des RROP 2004. 
 
Zusätzlich hat die Gemeinde Bip-
pen die besondere Entwicklungs-
aufgabe Erholung zu erfüllen. 
Dies beinhaltet, dass insbesonde-
re die natürliche Eignung der um-
gebenen Landschaft für Erholung 
und Freizeit, die Umweltqualität, 
die Ausstattung mit Erholungs-
struktur sowie das kulturelle An-
gebot zu sichern sowie weiter zu 
entwickeln ist (D 3.8 09 RROP). 
 
Umweltverträgliche Fremdenver-
kehrs- und Erholungseinrichtun-
gen, die dazu beitragen, die Le-
bens- und Erwerbsbedingungen 
der ansässigen Bevölkerung zu 

 
 
 
Die Ausführungen zu den Vorgaben der 
Regionalplanung im Änderungsbereich 
werden insgesamt beachtet. Grundsätz-
liche Bedenken werden nicht vorge-
bracht. 
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verbessern, sollen im ländlichen 
Raum, besonders im staatlich 
anerkannten Erholungsort Bippen 
... entwickelt und durch geeignete 
Maßnahmen gefördert werden. 
Ihre räumliche und infrastrukturel-
le Anbindungen an den entspre-
chenden Zentralen Ort ist anzu-
streben (D 3.8 10 RROP). 
 
Für den nördlichen Landkreis 
Osnabrück liegt der Schwerpunkt 
der Entwicklung des Fremdenver-
kehrs im Ausbau der Kombination 
naturnahe Erholung und sportli-
che Aktivitäten (z.B. für das Reit-
sportwesen/Fürstenau). 
Die SG Fürstenau und die Ge-
meinde Bippen sind auch unter 
Berücksichtigung der Ergebnisse 
der im Umweltbericht dargelegten 
Umweltprüfung davon überzeugt, 
dass das geplante Sondergebiet 
unbedingt zur Ortsentwicklung 
und insbesondere zur Förderung 
des zukunftsfähigen Pferdesport-
sektors benötigt wird, und dass 
die Planung dadurch gerechtfer-
tigt ist. In diesem Sinne gehen 
aus Sicht der Kommunen die Be-
lange des Umwelt- und Natur-
schutzes nicht vor. 
 
Diese Abwägung ist bei den ge-
nannten Vorsorgegebieten des 
RROP möglich, da bei der Abwä-
gung konkurrierender Nutzungs-
ansprüche der festgelegten be-
sonderen Zweckbestimmung ein 
hoher Stellenwert beizumessen 
ist, im Einzelfall jedoch eine ab-
weichende Entscheidung möglich 
ist (D 1.9 01 RROP). 
 
 
Anders verhält es sich bei den 
Zielaussagen für das Vorrangge-
biet für Ruhige Erholung. In die-
sem Gebiet und an diesem 
Standort müssen alle raumbe-
deutsamen Planungen und Maß-
nahmen mit der festgelegten vor-
rangigen Zweckbestimmung ver-
einbar sein (D 1.8 01 RROP). 
Eine Abwägung ist nicht möglich, 
ein planerischer Ermessensbe-

Weder die Samtgemeinde Fürstenau 
noch die Gemeinde Bippen beabsichti-
gen das raumordnerische Ziel „Vorrang-
gebiet für ruhige Erholung“ abzuwägen 
bzw. im Rahmen der Abwägung zurück-
zustellen. Mit der vorliegenden Planung 
wird das raumordnerische Ziel vielmehr 
als Rahmenvorgabe aufgegriffen und 
entsprechend funktionsgemäß ausge-
füllt. 
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reich ist hier nicht nutzbar. 
 
Im Umweltbericht wird unter 4.5 
unter Schutzgut Mensch darauf 
verwiesen, dass die Beeinträchti-
gungen der Erholungsnutzung 
erheblich sind, jedoch durch Be-
grenzung von größeren Sportver-
anstaltungen auf wenige Tage im 
Jahr minimiert werden. Da das 
raumordnerische Ziel Vorrangge-
biet für ruhige Erholung nicht im 
Rahmen der Abwägung zurück-
gestellt werden kann, ist sicher-
zustellen, dass die Planung mit 
der vorrangigen Zweckbestim-
mung vereinbar ist (D 1.8 01 und 
D 3.8 05 RROP). 
 

Da es im Umweltbericht kein Kapitel 4.5 
gibt ist hier offensichtlich Kapitel 4.5 der 
Begründung gemeint. In diesem Kapitel 
der Begründung werden die Ergebnisse 
des Umweltberichtes stark zusammen-
gefasst wiedergegeben.  
Das Kapitel 2.2.2.1 „Schutzgut Mensch“ 
des Umweltberichtes enthält wesentlich 
umfangreichere und differenziertere 
Ausführungen.  
 
So werden im Umweltbericht z.B. be-
züglich der Freizeitimmissionen Beein-
trächtigungen außerhalb des Plange-
bietes gesondert von den Beeinträchti-
gungen innerhalb des Plangebietes 
betrachtet.  
 

 Bezüglich der Freizeitimmissionen au-
ßerhalb des Plangebietes wird ausge-
führt: 
 
„Bislang finden pro Jahr i.d.R. zwei überre-
gionale Fahrturniere des Reit- und Fahr-
sports im bestehenden Hindernisparcours, 
nördlich des Plangebietes, statt. Dabei 
nehmen ca. 50-80 Gespanne teil. Nach den 
bisherigen Erfahrungen besuchen ca. 500-
1000 Besucher diese Veranstaltungen. Da-
bei fahren die Teilnehmer i.d.R. von Westen 
über die Einigkeitsstraße bis zum Teilneh-
merparkplatz südlich der Einigkeitsstraße 
und ca. 250 m westlich der stillgelegten 
Bahnstrecke. Die Besucher reisen i.d.R. von 
Nordosten über die Straße Oelmüh-
le/Einigkeitsstraße an und parken auf den 
Besucherparkplätzen nördlich und südlich 
der Einigkeitsstraße unmittelbar westlich der 
Eisenbahnstrecke.  
Die Besucher verteilen sich i.d.R. über das 
Parcoursgelände und konzentrieren sich 
dabei auf die jeweiligen Hindernisstationen. 
 
Da die Parkplätze und Zufahrten mind. ca. 
400 m vom Plangebiet entfernt liegen sind 
diesbezüglich keine erheblichen Immissi-
onsbeeinträchtigungen innerhalb des Plan-
gebietes zu erwarten.  
 
Zuschauerbereiche, Hindernisse und Ziel-
einlauf liegen mindestens 100 m vom Plan-
gebiet entfernt. Das geplante Sondergebiet 
sowie die sonstigen Wohngebäuden im Au-
ßenbereich sind nach Auffassung der Samt-
gemeinde und der Gemeinde hinsichtlich 
ihres Schutzanspruches wie ein Dorfgebiet 
(MD) einzustufen.  
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Zur Beurteilung von Geräuscheinwirkungen 
durch Sportanlagen ist Sportanlagenlärm-
schutzverordnung (18. BImSchV) vom 
18.09.2001 heranzuziehen.  
Diese gibt für Dorfgebiete (MD) folgende 
Immissionsrichtwerte vor: 
 
MD 
tags außerhalb der Ruhezeiten  60 
dB(A) 
tags innerhalb der Ruhezeiten  55 
dB(A) 
nachts     45 
dB(A) 
 
Nach § 5 Abs. 5 der 18. BImSchV betragen 
die Immissionsrichtwerte für den Beurtei-
lungspegel für Immissionsorte außerhalb 
von Gebäuden in Dorfgebieten bei seltenen 
Ereignissen (maximal 18 Tage im Jahr)  
 
MD 
tags außerhalb der Ruhezeiten  70 
dB(A) 
tags innerhalb der Ruhezeiten  65 
dB(A) 
nachts     55 
dB(A) 
 
Einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen 
diese Werte in Misch- und Wohngebieten 
tags um nicht mehr als 20 dB (A) und nachts 
um nicht mehr als 10 dB (A) überschreiten.  
 
Im vorliegenden Fall kann aufgrund bisheri-
ger Nutzung davon ausgegangen werden, 
dass nächtliche Fahrturniere nicht durchge-
führt werden.  
 
Aufgrund der potentiellen Konfliktsituation 
wurden die Immissionen auf Basis einer 
vom Niedersächsischen Umweltminister in 
Auftrag gegebenen Studie beurteilt1.  
Darin werden die Geräuschbeeinträchtigun-
gen durch Sportanlagen ermittelt und bewer-
tet. In Tabelle 7 des Gutachtens werden 
Anhaltswerte für Mindestabstände zwischen 
verschiedenen Sportanlagen und Baugebie-
testypen nach BauNVO aufgeführt. Der zur 
Einhaltung der zulässigen Immissions-
grenzwerte für Mischgebietes erforderliche 
Abstand vom Spielfeldrand beträgt dabei zu 
einem  
 
 Tennisplatz:  25 m, 
 Fußballplatz:  35 m, 
 Freibad:  65 m. 
 
Dabei wurde z.B. bei dem Fußballplatz ein 

                                                 
1TÜV-Norddeutschland:„Ermittlung der Schallemissionen und Schallimmissionen von Sport- und Freizeitanlagen, 
Feststellung des Standes der Technik“, 1987 
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6-stündiger Punktspielbetrieb an Sonn- und 
Feiertagen sowie ein Punktspiel mit mehre-
ren hundert Zuschauern berücksichtigt. 
Da der Störgrad der Fahrturniere mit der 
Störwirkung eines Fußballplatzes vergleich-
bar ist und ein Mindestabstand von ca. 100 
m zum Plangebiet eingehalten wird, sind 
keine unzulässigen Sportanlagenimmissio-
nen im Bereich des Plangebietes zu erwar-
ten. Dabei ist zu erwähnen, dass im besag-
ten TÜV-Gutachten die „normalen“ Immissi-
onsrichtwerte und nicht die zulässigen Wer-
te bei seltenen Ereignissen zugrundegelegt 
wurden. 
 

 Bezüglich der Freizeitimmissionen in-
nerhalb des Plangebietes wird ausge-
führt: 
 
„Durch die vorliegende Planung werden 
zusätzliche Anlagen und Einrichtungen für 
den Pferdesport geschaffen. Geplant sind 
u.a. eine Reithalle, Reit- und Tournierplätze 
mit Tribünen sowie sonstige erforderliche 
Nebenanlagen wie Stellplätze für Pkw und 
Pferdeanhänger.  
Die übliche tägliche Besucher- und Nutzer-
anzahl wird nach Angaben des Investors 
maximal 30 Personen pro Tag betragen. 
Ferner sind an wenigen Tagen (unter 18 
Tage im Jahr) auch größere Veranstaltun-
gen im Plangebiet angedacht, an denen ca. 
100-200 Zuschauer zu erwarten sind. Diese 
werden das Plangebiet i.d.R. von Westen 
über die Straße „Zur Tholenburg“ anfahren.  
Eine erhebliche Veränderung der Fahrbe-
wegungen und des Parkplatzverkehrs im 
Bereich des bereits bestehenden Hindernis-
parcours durch die vorliegende Planung ist 
nicht zu erwarten. 
Zur Beurteilung der möglichen Sportanla-
genimmissionen wird auch das Plangebiet 
wie hinsichtlich des zu erwartenden Stör-
grades wie ein Fußballplatz eingestuft. Da 
die überbaubaren Grundstücksflächen in-
nerhalb des Plangebietes (Baugrenzen) 
einen Mindestabstand von ca. 40 m zu den 
Wohngebäuden „Zur Tholenburg 5 und 6“ 
einhalten, sind auch hier keine unzulässigen 
Immissionen zu erwarten. Auch hierbei ist 
wieder zu beachten, dass im besagten TÜV-
Gutachten die „normalen“ Immissionsricht-
werte und nicht die zulässigen Werte bei 
seltenen Ereignissen zugrundegelegt wur-
den.“ 
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 Die zusammenfassende Bewertung zum 

Schutzgut Mensch zeigt sich wie folgt: 
 

  Schutz-
gut 

Umweltauswir-
kungen 

Erheb-
lichkeit 

 

  Mensch o Immissions-
belastung 
durch Ver-
kehrslärm  

•  

   o Immissions-
belastung 
durch Sport-
anlagen und 
Freizeitnut-
zung (Veran-
staltungen) 

•  

   o Immissions-
belastung 
durch Gerü-
che aus der 
Landwirt-
schaft 

•  

   o Verlust und 
Neugliede-
rung der 
Struktur des 
Erholungs-
raumes 

••  

  
Bewertung: ••• sehr erheblich/ •• erheblich/ 
• wenig erheblich/ - nicht erheblich 
 
Der Verlust der Naherholungsfunktion ist 
erheblich, die Beeinträchtigungen können 
durch den teilweisen Erhalt und die naturna-
he Entwicklung von Waldflächen im Plange-
biet und durch eine landschaftsgerechte 
Neugestaltung (Flächen zum Anpflanzen 
von Bäumen und Sträuchern) sowie externe 
Kompensationsmaßnahmen minimiert bzw. 
ausgeglichen werden. 
 
Insgesamt ist nach Auffassung der 
Samtgemeinde und der Gemeinde da-
von auszugehen, dass die Planungszie-
le sowie die künftig zu erwartende Nut-
zungsintensität mit dem im RROP 2004 
festgelegten Vorranggebiet für ruhige 
Erholung vereinbar sind und das die 
dargestellten Vorsorgegebiete weitge-
hend unbeeinträchtigt bleiben. 
 

Bauleitplanung 
Im Grundsatz gilt das in meiner 
Stellungnahme vom 15.09.2006 
Gesagte.  
 
Ich möchte aber nochmals darauf 

 
Die Stellungnahme vom 15.09.2006 wird 
nachfolgend aufgeführt und abgewogen.
 
Hierzu gelten die Ausführungen zur Stel-
lungnahme de Abteilung Raumordnung 
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hinweisen, dass für die Beurtei-
lung des Schutzgutes „Mensch“ 
im Entwurf zum Umweltbericht, 
aber auch zu den Ausführungen 
zum Immissionsschutz in der 
Entwurfsbegründung hinsichtlich 
potentieller Lärmimmissionen die 
Sportanlagenlärmschutzverord-
nung (18. BImSchGV) die Beur-
teilungsgrundlage darstellt. 
 
Entscheidend für die Beurteilung 
von überregionalen Pferdesport-
veranstaltungen ist, dass diese 
als so genannte „seltene Ereig-
nisse“ an höchstens 18 Kalender-
tagen im Jahr zulässig sind. Da-
bei sind besondere organisatori-
sche Anforderungen von Nöten, 
um die An- und Abfahrverkehre 
zu kanalisieren, damit die nach-
barschaftliche Wohnbebauung 
und landwirtschaftliche Betriebe 
nicht erheblich beeinträchtigt 
werden. Dieses sollte bereits jetzt 
Inhalt der Begründung und des 
Umweltberichtes werden, damit 
Investoren und Initiatoren davon 
Kenntnis erlangen. 
 

des Landkreises Osnabrück.  
Nach den Ergebnissen der Umweltprü-
fung, umfassend dargelegt im Umwelt-
bericht, sind unter Berücksichtigung er 
Sportanlagenlärmschutzverordnung 
aufgrund der Nutzungsintensität sowie 
der Anzahl der Ereignisse innerhalb und 
außerhalb des Plangebietes keine unzu-
lässigen Immissionen zu erwarten. 
 
In die Bewertung sind auch die Belas-
tungen durch An- und Abfahrverkehre 
eingeflossen. Dabei wurde insbesonde-
re auch die hierzu bestehende Organi-
sation berücksichtigt, da seit Jahren 
bereits entsprechende seltene Großer-
eignisse im Umfeld des Plangebietes 
durchgeführt werden. Diese sind den 
Investoren und Initiatoren hinlänglich 
bekannt. 
 
Weitere Ausführungen werden hierzu 
nicht erforderlich.  
 

Stellungnahme Bauleitplanung 
vom 15.09.2006: 
Im derzeit rechtswirksamen Flä-
chennutzungsplan (FNP) der 
Samtgemeinde Fürstenau sind 
die von der Planänderung betrof-
fenen Bereiche als Flächen für 
die Landwirtschaft und für Wald 
innerhalb eines großräumlichen 
Landschaftsschutzgebietes dar-
gestellt. In ca. 170 m westlich des 
Änderungsbereiches befindet sich 
die Ortslage des Ortsteils Lon-
nerbecke. 
 
Ich gehe davon aus, dass der 
Grundsatz des sparsamen Um-
gangs mit Grund und Boden be-
rücksichtigt wird und die Eingriffe 
in das Landschaftsbild und die 
Leistungs- und Funktionsfähigkeit 
des Naturhaushaltes sowie die 
Bodenversiegelungen lediglich in 
dem erforderlichen Ausmaß erfol-
gen werden.  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Grundsatz des sparsamen Um-
gangs mit Grund und Boden wird im 
Rahmen der Bauleitplanung in der 
Samtgemeinde Fürstenau grundsätzlich 
beachtet. Zur vorliegenden Planung wird 
entsprechend den gesetzlichen Vorga-
ben eine Umweltprüfung durchgeführt, 
in der u.a. auch die Belange von Natur 
und Landschaft mit der entsprechenden 
Gewichtung eingestellt werden. Ferner 
wird die Eingriffs-Ausgleichs-Regelung 
beachtet und es werden auf Basis des 
Kompensationsmodells des Landkreises 
Osnabrück entsprechende Bewertungen 
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Auf der Planungsebene des Be-
bauungsplanes sind dementspre-
chend konkretisierende Festset-
zungen zu treffen. 
 

vorgenommen. In Abstimmung mit dem 
Landkreis Osnabrück werden ferner die 
Ausgleichsmaßnahmen konzipiert. 
Entsprechende planungsrechtliche 
Festsetzungen werden im parallel auf-
gestellten Bebauungsplan getroffen. 
 

Weiterhin gehe ich davon aus, 
dass auf der Grundlage der 
Sportanlagenlärmschutzverord-
nung (18. BImSchV) nachgewie-
sen wird, dass an den nachbar-
schaftlichen Wohnnutzungen die 
Immissionsrichtwerte sowohl 
während des normalen Betriebes 
der geplanten Reit- und Fahr-
sportanlagen als auch bei so ge-
nannten „seltenen Ereignissen“ 
eingehalten werden. Als „Seltene 
Ereignisse“ gelten Veranstaltun-
gen, die höchstens an 18 Kalen-
dertagen eines Jahres (gemäß 
1.5 des Anhangs zur Sportanla-
genlärmschutzverordnung analog 
der Freizeitlärmrichtlinie) auftre-
ten. 
 
Bei diesen „seltenen Ereignissen“ 
sind die An- und Abfahrverkehre 
so zu organisieren und zu kanali-
sieren, dass die nachbarschaftli-
chen Wohnnutzungen sowie die 
Bewohner des Ortsteils Lonner-
becke, aber auch die landwirt-
schaftlichen Betriebe in der Um-
gebung (Erntezeit etc.) nicht mehr 
als zumutbar beeinträchtigt wer-
den. 
 

Im Rahmen der Umweltprüfung werden 
auch die möglichen Auswirkungen der 
Planung auf den Menschen bewertet. In 
diesem Zusammenhang sollen die ent-
sprechenden fachtechnischen Regel-
werke beachtet werden. Zur Bewertung 
möglicher Emissionen soll u.a. auch die 
Sportanlagenlärmschutzverordnung (18. 
BImSchV) herangezogen werden.  
 
Insgesamt sollen in den kritischen Im-
missionsorten die Immissionsgrenzwerte 
nicht überschritten werden.  
 
 
 
Der Besucherverkehr soll so organisiert 
werden, dass für nachbarschaftliche 
Wohnnutzungen sowie für die Bewohner 
des Ortsteils Lonnerbecke und auch die 
landwirtschaftlichen Betriebe in der Um-
gebung nicht unzumutbar beeinträchtigt 
werden. 
 
 
 
 

Denkmalschutz 
a) Baudenkmalpflegerische Be-
lange werden nicht berührt. 
 
b) Seitens der Archäologischen 
Denkmalpflege der Stadt und des 
Landkreises Osnabrück bestehen 
gegen die 40. Änderung keine 
Bedenken. 
 
Melde- und Sicherungspflicht von 
archäologischen Bodenfunden 
nach § 14 des Niedersächsischen 
Denkmalschutzgesetzes sind in 
der Entwurfsbegründung ver-
merkt. 
 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Bedenken werden nicht vorge-
bracht. 
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Brandschutz 
Aus der Sicht des vorbeugenden 
Brandschutzes sind zu obiger 
Änderung keine grundsätzlichen 
Bedenken oder Anregungen vor-
zubringen. Einzelheiten, insbe-
sondere die Zuwegung und die 
Löschwasserversorgung betref-
fend, werden in den Stellung-
nahmen der hauptamtlichen 
Brandschau zu einzelnen Bebau-
ungsplänen vorgeschlagen. 
 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Bedenken werden nicht vorge-
bracht. 

Wasserrecht und Wasserwirt-
schaft 
Gegen die o.a. Änderung des 
Flächennutzungsplanes bestehen 
aus Sicht des Gewässerschutzes 
keine Bedenken. 
 
Für die geplante Einleitung des 
Niederschlagswassers in das 
Grundwasser (Versickerung) ist 
vor Beginn der Benutzung eine 
Erlaubnis gem. § 10 NWG beim 
Landkreis Osnabrück - untere 
Wasserbehörde - zu beantragen. 
 
Der Nachweis über die schadlose 
Ableitung des Niederschlagswas-
sers ist gem. dem Arbeitsblatt 
ATV-A 138 - Bau und Bemessung 
von Anlagen zur dezentralen Ver-
sickerung von nicht schädlich 
verunreinigtem Niederschlags-
wasser - vorzulegen. 
 
 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Bedenken werden nicht vorge-
bracht. 
 
 
Erforderliche Erlaubnisse gem. § 10 
NWG sollen rechtzeitig beim Landkreis 
Osnabrück - untere Wasserbehörde - 
beantragt werden. 
 
 
 
 
Der Nachweis über die schadlose Ablei-
tung des Niederschlagswassers soll 
rechtzeitig vorgelegt werden. 
 

Naturschutz und Wald 
Zur vorgelegten Bauleitplanung 
der Samtgemeinde Fürstenau 
wird im Parallelverfahren auch 
der Bebauungsplan Nr. 26 der 
Gemeinde Bippen aufgestellt. 
 
In dem vorliegenden o. g. Flä-
chennutzungsplan (FNP) werden 
auf dem Gebiet der Mitgliedsge-
meinde Bippen vier Änderungs-
punkte dargestellt, wobei der Än-
derungspunkt 40.1 als Sonderge-
biet mit der Zweckbestimmung 
Fahr- und Reitsport dargestellt ist. 
Die weiteren Änderungspunkte 
stellen konkrete Ersatzflächen für 
Maßnahmen zum Schutz des 

 
Die Ausführungen zur Berücksichtigung 
der Umweltbelange sowie zur Eingriffs-
Ausgleichs-Regelung werden insgesamt 
zur Kenntnis genommen. Bedenken 
werden nicht vorgebracht.  
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Naturhaushaltes dar. 
 
Durch den o. g. Bebauungsplan 
wird gem. § 8 Bundesnatur-
schutzgesetz ein Eingriff in Natur 
und Landschaft vorbereitet. 
 
Im Umweltbericht mit integrierter 
Eingriffsregelung ist dieser Ein-
griff ausführlich beschrieben. Auf 
eine Neuaufzählung wird daher 
verzichtet. Ebenso detailliert wird 
die Vermeidung und Minimierung 
von Eingriffen beschrieben. 
 
Für die Eingriffe sind entspre-
chende Ausgleichsmaßnahmen 
vorgesehen. 
 
Die Inanspruchnahme von Wald 
wird flächengleich an anderer 
Stelle ausgeglichen. Der Verlust 
der Waldfunktionen (Nutz-, 
Schutz- und Erholungsfunktion) 
ist nach der naturschutzrechtli-
chen Eingriffsregelung abgearbei-
tet und wird durch gestalterische 
Maßnahmen zusätzlich kompen-
siert. 
 
Die Kompensationsmaßnahmen 
sind nach Art und Umfang ausrei-
chend, um die beschriebenen 
Eingriffe durch den hier diskutier-
ten Bebauungsplan zu kompen-
sieren. 
 
Weitere Belange des Landkreises 
Osnabrück werden nicht berührt. 
 
 
Landwirtschaftskammer Nie-
dersachsen, Bezirksstelle Os-
nabrück, Außenstelle Bersen-
brück vom 27.06.2007: 
 
Änderungsbereich 40/1 „Son-
dergebiet Reit- und Fahrsport 
Lonnerbecke“ 
Der etwa 7,5 ha große Ände-
rungsbereich liegt im Ortsteil 
Lonnerbecke der Stadt Fürstenau 
zwischen der Straße „Zur Tholen-
burg“ und der stillgelegten Bahn-
strecke. Im rechtskräftigen Flä-
chennutzungsplan der Samtge-

 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis 
genommen. 
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meinde Fürstenau ist der nördli-
che Teil als Fläche für die Land-
wirtschaft, der südliche Teil als 
Fläche für die Forstwirtschaft dar-
gestellt. 
 
Im Planbereich sind bereits ein 
Wohnhaus mit Nebenanlagen 
sowie diverse Pferdesporteinrich-
tungen vorhanden, der überwie-
gende Teil wird bislang als Wald 
genutzt. Vorgesehen ist die Dar-
stellung des Plangebietes als 
Sondergebiet für Reit- und Fahr-
sport sowie im südöstlichen Teil 
als Fläche für Wald. In diesem 
Rahmen sollen mehrere Reitplät-
ze, eine Reithalle, eine Zuschau-
ertribüne, Stallanlagen sowie 
sonstige Verwaltungs- und Unter-
haltungsanlagen errichtet werden.
 
Direkt nördlich des Änderungsbe-
reiches liegt die Hofstelle des 
landwirtschaftlichen Betriebes 
Welper, etwa 220 m nordwestlich 
liegt die Hofstelle des landwirt-
schaftlichen Betriebes Kolde. 
Beide betreiben eine intensive 
Tierhaltung. Von diesen Tierhal-
tungen ausgehende Immissionen, 
die das nach TA Luft, VDI-
Richtlinien bzw. Geruchsimmissi-
ons-Richtlinie des Landes Nie-
dersachsen (GIRL) zulässige 
Maß übersteigen, können für den 
Geltungsbereich nicht grundsätz-
lich ausgeschlossen werden. 
Rechtmäßig vorhandene Gebäu-
de innerhalb des Geltungsberei-
ches genießen Bestandsschutz, 
der Schutzanspruch dieser Ge-
bäude hinsichtlich Immissionen 
aus Tierhaltungen darf auch zu-
künftig nicht höher als der von 
Wohngebäuden im Außenbereich 
sein. 
 
 
Andere als direkt im Zusammen-
hang mit der unmittelbaren 
Zweckbestimmung des Sonder-
gebietes stehende Nutzungen, 
wie Beherbergung, Gaststätten, 
Erweiterung Wohnen oder Ver-
kaufsräume sind innerhalb des 

 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis 
genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wie in den Planunterlagen dargelegt, ist 
nach Auffassung der Samtgemeinde 
und der Gemeinde das geplante Son-
dergebiet sowie die sonstigen Wohnge-
bäuden im Außenbereich hinsichtlich 
ihres Schutzanspruches aufgrund der 
landwirtschaftlichen Prägung und der 
zulässigen Nutzungen im Sondergebiet 
wie ein Dorfgebiet (MD) einzustufen.  
Im Sondergebiet sollen - über die ge-
planten Pferdesporteinrichtungen hinaus 
- sonstige landwirtschaftliche Nutzungen 
und Anlagen auch weiterhin allgemein 
zulässig sein. Entsprechende planungs-
rechtliche Festsetzungen wurden getrof-
fen. Ein Näherrücken geruchssensibler 
Nutzungen an das Gehöft Welper wird 
nach der Plankonzeption des Investors 
nicht erfolgen, so dass die bisherige 
Situation nicht verschlechtert wird. Das 
Gebot der Gegenseitigen Rücksicht-
nahme soll grundsätzlich auch weiterhin 
beachtet werden. 
 
Sofern erforderlich, wird die Gemeinde 
Bippen im Bebauungsplan entsprechen-
de Nutzungseinschränkungen treffen, 
damit auch weiterhin unter Wahrung der 
landwirtschaftlichen Belange ein verträg-
liches Nebeneinander möglich ist. 
 
Die weiteren Ausführungen zum Ände-
rungsbereich 40/1 werden zur Kenntnis 
genommen. 



 15

Geltungsbereiches jedoch nicht 
erforderlich und daher auszu-
schließen, um auch zukünftig aus 
der Immissionssituation resultie-
rende Konflikte sowie Nachteile 
für die landwirtschaftlichen Be-
triebe ausschließen zu können. 
 
Ein Hinweis auf im Rahmen der 
ordnungsgemäßen Bewirtschaf-
tung der angrenzenden landwirt-
schaftlich genutzten Flächen 
mögliche Geruchs- und Ge-
räuschimmissionen, die als orts-
üblich hinzunehmen sind, ist in 
den Hinweisen des Flächennut-
zungsplanes enthalten. 
 
In den Sondergebietsflächen soll-
te auch zukünftig eine landwirt-
schaftliche Nutzung zulässig sein, 
die textlichen Festsetzungen soll-
ten entsprechend ergänzt wer-
den. 
 
Nur unter den o. g. Vorausset-
zungen bestehen gegen den Än-
derungspunkt 40/1 keine Beden-
ken. Wir weisen darauf hin, dass 
in den Vorgesprächen über ent-
sprechende Regelungen zwi-
schen allen Beteiligten Konsens 
bestand. 
 
Für den Waldflächenverlust in-
nerhalb des Änderungsbereiches 
werden innerhalb des Plangebie-
tes sowie in den Änderungsberei-
chen 40/2, 40/3 und 40/4 Flächen 
für Ersatzaufforstungen und für 
zusätzliche ökologische Aus-
gleichsmaßnahmen in bestehen-
den Waldflächen bereitgestellt. 
Die vorgeschlagene Kompensati-
on wird für ausreichend erachtet, 
jedoch sollte die Baumartenwahl 
erst nach einer forstlichen Stand-
ortkartierung erfolgen. Die Mög-
lichkeit des Waldumbaus durch 
Sukzession wid von unserer Seite 
als nicht zielführend erachtet und 
sollte aus dem Maßnahmenkata-
log gestrichen werden. Vielmehr 
sollte durch aktiven Unter-
bau/Voranbau ein Waldumbau 
und eine Waldrandentwicklung 
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eingeleitet werden, um so auch 
der spätblühenden Traubenkir-
sche keinen Vorschub zu leisten. 
Die Möglichkeit einer Waldkal-
kung sollte nicht grundsätzlich 
ausgeschlossen werden. 
 
Unter diesen Voraussetzungen 
bestehen gegen die Planung aus 
forstfachlicher Sicht keine grund-
sätzlichen Bedenken. Bei allen 
anstehenden forstlichen Maß-
nahmen empfehlen wir, das 
Forstamt Osnabrück, insbesonde-
re den zuständigen Bezirksförs-
ter, Herrn FOI Wangerpohl (Tel. 
05438/958855) zu beteiligen. 
 
Änderungsbereich  40/2: Fläche 
für Ausgleichsmaßnahmen 
„Schweinehöhe“ 
Der Änderungsbereich liegt im 
Gebiet der Stadt Fürstenau etwa 
1.000 m südwestlich der engeren 
Ortslage Fürstenaus. Die etwa 
2,27 ha große Fläche wird bisher 
landwirtschaftlich als Grünland 
genutzt. Vorgesehen ist die Erst-
aufforstung und Entwicklung ei-
nes naturnahen Laubwaldes. 
 
Etwa 260 m nordwestlich des 
Änderungsbereiches liegt die 
Hofstelle eines landwirtschaftli-
chen Nebenerwerbsbetriebes, auf 
der Rinder gehalten werden. In 
der TA Luft sind Mindestabstände 
von Tierhaltungsanlagen zu emp-
findlichen Pflanzen und Ökosys-
temen, zu denen auch Wald ge-
hört, angegeben, deren Unter-
schreiten einen Anhaltspunkt für 
das vorliegen erheblicher 
Nachteile durch Ammoniakimmis-
sionen gibt. 
 
Nach den uns vorliegenden Un-
terlagen ist der gegebene Ab-
stand zwischen der Tierhaltung 
des o. g. Betriebes und der Auf-
forstungsfläche jedoch so groß, 
dass Anhaltspunkte gem. TA Luft 
für das Vorliegen erheblicher 
Nachteile durch Ammoniakimmis-
sionen nicht erkennbar sind. 
Gleichzeitig werden die Entwick-

 
 
Die Ausführungen zum Äderungsbereich 
40/2 werden insgesamt zur Kenntnis 
genommen. Bedenken werden nicht 
vorgebracht. 
 
Aufforstungen sollen unter forstfachli-
cher Beratung konzipiert, durchgeführt 
und gepflegt werden. Dabei soll u. a. 
auch das Forstamt Osnabrück beteiligt 
werden.  
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lungsmöglichkeiten des o. g. Be-
triebes hinsichtlich zukünftiger 
Erweiterungen der Tierhaltung 
durch die Aufforstung nicht unan-
gemessen eingeschränkt. 
 
Die Baumartenwahl sollte erst 
nach einer forstlichen Standort-
kartierung erfolgen. Bei den an-
stehenden Maßnahmen empfeh-
len wir das Forstamt Osnabrück, 
hier den zuständigen Bezirksförs-
ter, Herrn FOI Wangerpohl (Tel. 
05438/958855) zu beteiligen. 
 
Aus den genannten Gründen be-
stehen gegen den Änderungs-
punkt 40/2 keine Bedenken. 
 
Änderungsbereich 40/3: Fläche 
für Ausgleichsmaßnahmen 
„Willenwiesen“ 
Der Änderungsbereich liegt im 
Gebiet der Stadt Fürstenau etwa 
2 km südlich der engeren Ortsla-
ge Schwagstorfs. Die etwa 2,75 
ha große Fläche wird bisher 
landwirtschaftlich als Grünland 
genutzt. Vorgesehen ist die Erst-
aufforstung und Entwicklung ei-
nes naturnahen Laubwaldes. 
 
Auf einer etwa 240 m südöstlich 
des Änderungsbereiches liegen-
den Hofstelle wird nur noch in 
geringerem Umfang Landwirt-
schaft betrieben, Tierhaltung ist 
dort nicht mehr vorhanden. Hof-
stellen anderer tierhaltender Be-
triebe sind ausreichend weit ent-
fernt, so dass Anhaltspunkte gem. 
TA Luft für das Vorliegen erhebli-
cher Nachteile für die Auffors-
tungsfläche durch Ammoniakim-
missionen nicht erkennbar sind. 
Die Entwicklungsmöglichkeiten 
tierhaltender Betriebe hinsichtlich 
zukünftiger Erweiterungen wer-
den auch aufgrund der bereits 
vorhandenen Gehölzflächen 
durch die Aufforstung nicht zu-
sätzlich eingeschränkt. 
 
Die Baumartenwahl sollte erst 
nach einer forstlichen Standort-
kartierung erfolgen. Bei den an-

 
 
Die Ausführungen zum Äderungsbereich 
40/3 werden insgesamt zur Kenntnis 
genommen. Bedenken werden nicht 
vorgebracht. 
 
Aufforstungen sollen unter forstfachli-
cher Beratung konzipiert, durchgeführt 
und gepflegt werden. Dabei soll u. a. 
auch das Forstamt Osnabrück beteiligt 
werden.  
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stehenden Maßnahmen empfeh-
len wir das Forstamt Osnabrück, 
hier den zuständigen Bezirksförs-
ter, Herrn FOI Wangerpohl (Tel. 
05438/958855) zu beteiligen. 
 
Gegen den Änderungspunkt 40/3 
bestehen daher keine Bedenken. 
 
Änderungsbereich 40/4: Fläche 
für Ausgleichsmaßnahmen „Im 
alten Sande“ 
Der Änderungsbereich liegt im 
Gebiet der Gemeinde Bippen im 
Ortsteil Lonnerbecke. Es ist vor-
gesehen, eine etwa 2,94 ha gro-
ße, mit Kiefern bestockte Wald-
fläche zu einem naturnahen 
Laub-Nagel-Mischwald zu entwi-
ckeln. 
 
Die Baumartenwahl sollte erst 
nach einer forstlichen Standort-
kartierung erfolgen. Wir empfeh-
len, bei der Umsetzung der Maß-
nahme das Forstamt Osnabrück, 
hier den zuständigen Bezirksförs-
ter, Herrn FOI Wangerpohl (Tel. 
05438/958855) zu beteiligen. 
 
Gegen den Änderungspunkt 40/4 
bestehen keine Bedenken. 
 
 
 

 
 
Die Ausführungen zum Äderungsbereich 
40/4 werden insgesamt zur Kenntnis 
genommen. Bedenken werden nicht 
vorgebracht. 
 
Aufforstungen sollen unter forstfachli-
cher Beratung konzipiert, durchgeführt 
und gepflegt werden. Dabei soll u. a. 
auch das Forstamt Osnabrück beteiligt 
werden.  
 
 

DB Services Immobilien GmbH, 
Immobilienbüro Bremen vom 
19.06.2007: 
 

• TÖB Stellungnahme aus 
betrieblicher Sicht: Die 
Hinweise der DB Netz AG, 
Niederlassung Nord, lt. 
Schreib en der DB Servi-
ces Immobilien GmbH, 
Niederlassung Hamburg, 
Kundenteam DB Netz vom 
04.06.07, FRI-HH-N Kß 
Az.: Lwb 07-1253-HB, 
Frau Kreßler sind zu be-
achten. 

• TÖB Stellungnahme aus 
immobilienrechtlicher 
Sicht: Aus immobilien-
rechtlicher Sicht der deut-
schen Bahn AG bestehen 

 
 
 
Die Hinweise der DB Netz AG, Nieder-
lassung Nord, lt. Schreib en der DB Ser-
vices Immobilien GmbH, Niederlassung 
Hamburg, Kundenteam DB Netz vom 
04.06.07, werden nachfolgend aufge-
führt und abgewogen. 
 
 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Bedenken werden nicht vorge-
bracht.  
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keine Bedenken gegen die 
o. g. Bauleitplanung. 

 
DB Services Immobilien GmbH, 
Niederlassung Hamburg vom 
04.06.07: 
 
Aus eisenbahntechnischer sicht 
bestehen keine Bedenken gegen 
die o. g. Bauleitplanung. 
 
Da sich das Plangebiet in unmit-
telbarer Nähe von Bahnanlagen 
befindet, weisen wir vorsorglich 
auf folgende Sachverhalte hin: 
 
• In der Nähe von Bahnstrecken 

kann es zu Immissionen durch 
den Bahnbetrieb kommen. 
Deshalb ist bei der Schaffung 
neuer Nutzungs- und Baurech-
te nach dem Prioritätsgrund-
satz auf bestehende Rechte 
Rücksicht zu nehmen und e-
ventuell erforderliche Schall- 
und Schutzmaßnahmen dem 
Planungsträger der neu hinzu-
kommenden Nutzung und nicht 
der DB Netz AG aufzuerlegen. 

• Geplante Bepflanzungen in der 
Nähe der Bahn sind mit der DB 
AG gesondert abzustimmen. 
Das Merkblatt - Bepflanzungen 
an Bahnstrecken - ist hierbei 
zu beachten. Dieses Merkblatt 
kann - bei Bedarf - bei der DB 
Netz AG abgefordert werden. 

 
Weitere Planungswünsche, Anre-
gungen oder Informationen, die 
für die Abwägung zweckdienlich 
sind, haben wir nicht vorzubrin-
gen. 
 
 
 
 

 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Bedenken werden nicht vorge-
bracht. 
 
 
 
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis 
genommen. Aufgrund des weiten Ab-
standes zwischen den Bahnanlagen und 
den sensibleren Sondergebieten im 
Plangebiet sowie aufgrund der Tatsa-
che, dass der Bahnverkehr auf der Stre-
cke eingestellt wurde, sind innerhalb des 
Plangebietes keine Beeinträchtigungen 
durch Bahnverkehr zu erwarten.  
 
 
Geplante Bepflanzungen in der Nähe 
der Bahn - hier die Ausgleichsflächen 
Änderungsbereiche 40/2 „Schweinehö-
he“ und 40/4 „Im alten Sande“ - sollen 
mit der DB AG abgestimmt werden. Das 
Merkblatt - Bepflanzungen an Bahnstre-
cken - soll dabei grundsätzlich beachtet 
werden. 

Niedersächsisches Forstamt 
Ankum vom 12.06.2007: 
 
Gegen die 40. Änderung des F-
Planes bestehen keine grundsätz-
lichen Bedenken. Ich weise dar-
auf hin, dass die überplanten 
Waldflächen adäquat an einer 
anderen Stelle zu ersetzen sind. 

 
 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men. Bedenken werden nicht vorge-
bracht. 
 
Die überplanten Waldflächen sollen a-
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Weitergehende Hinweise und 
Anregungen sind in der Stellung-
nahme zum B-Plan Nr. 26 aufge-
führt, da sie in erster Linie den 
verbindlichen Bauleitplan betref-
fen. 
 
 

däquat an einer anderen Stelle ersetzt 
werden. Siehe hierzu die Ausgleichsflä-
chen (Änderungsbereiche 40/2 bis 40/4. 
 

Wasserverband Bersenbrück 
vom 04.06.2007: 
 
Mit Schreiben vom 30.08.2006, 
Aktenzeichen 15-4/Nr. 40FE./lu., 
habe ich bereits im Vorverfahren 
zu dieser Änderung Stellung ge-
nommen.  
 
Der Wasserverband ist im Ortsteil 
Lonnerbecke der Gemeinde Bip-
pen, Samtgemeinde Fürstenau, 
für die öffentliche Trinkwasser-
versorgung zuständig. Das Plan-
gebiet kann bei Bedarf an die 
vorhandenen Trinkwasserleitun-
gen angeschlossen werden. Das 
innerhalb des Plangebietes be-
reits vorhandene Wohnhaus ist 
bereits angeschlossen und wird 
vom Wasserverband mit Trink-
wasser versorgt.  
 
In der Anlage erhalten Sie Be-
standspläne der im Plangebiet 
und im unmittelbaren Umfeld des 
Plangebietes vorhandenen Trink-
wasserleitungen des Wasserver-
bandes Bersenbrück zur gefälli-
gen Kenntnisnahme und mit der 
Bitte um Beachtung bei der weite-
ren Planung und Plandurchfüh-
rung. 
 
 

 
 
 
Die Stellungnahme vom 30.08.2006 wird 
nachfolgend aufgeführt und abgewogen.
 
 
 
Die Ausführungen werden zur Kenntnis 
genommen. Bedenken werden nicht 
vorgebracht. 

Wasserverband Bersenbrück, 
Verwaltung Abwasser, Bersen-
brück vom 30.08.2006: 
 
Durch diese 40. Flächennut-
zungsplanänderung wird ein Son-
dergebiet Reit- und Fahrsport in 
der Gemarkung Lonnerbecke, 
Gemeinde Bippen, ausgewiesen. 
Der Wasserverband ist im Be-
reich der Gemeinde Bippen für 
die öffentliche Trinkwasserver-

 
 
 
 
Die Ausführungen werden beachtet und 
in der weiteren Planung berücksichtigt. 
Bedenken werden nicht vorgebracht.  
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sorgung zuständig. Das Plange-
biet ist bereits an die öffentliche 
Trinkwasserversorgung ange-
schlossen. In der Anlage erhalten 
Sie Bestandsplanunterlagen der 
im Plangebiet und in der unmittel-
baren Umgebung vorhandenen 
öffentlichen Trinkwasserleitungen 
zur gefälligen Kenntnisnahme und 
mit der Bitte um Beachtung bei 
der weiteren Planung und Plan-
durchführung. Im übrigen beste-
hen seitens des Wasserverban-
des keine Bedenken gegen die 
weitere Planung und Plandurch-
führung. 
 
 
 
 
  

 
P r i v a t e   E i n g a b e : 
 
Burghard Welper, Zur Tholen-
burg, 49626 Bippen vom 
28.06.2007: 
 
Direkt angrenzend an das Plan-
gebiet befindet sich die Hofstelle 
meines landwirtschaftlichen Be-
triebes. Es handelt sich um einen 
Vollerwerbsbetrieb mit intensiver 
Tierhaltung. Derzeit befinden sich 
zudem Erweiterungsplanungen 
(Errichtung eines Mastschweine-
stalles) in der konkreten Vorberei-
tung. 
 
Durch den Flächennutzungsplan 
soll eine Nutzung des Plangebie-
tes als Standort für Anlagen, die 
dem Reit- und Fahrsport dienen, 
ermöglicht werden. Tenor in den 
Vorgesprächen war es, eine ent-
sprechende Rechtsgrundlage  für 
die alljährlichen Turniere zu 
schaffen. Grundsätzlich dürfte 
eine Nutzung des Gebietes für 
den Reit- und Fahrsport im Hin-
blick auf Immissionen, insbeson-
dere aus der Tierhaltung meines 
landwirtschaftlichen Betriebes 
unproblematisch sein. Soweit es 
jedoch durch die Planungen zu 
einer Erweiterung der zulässigen 

 
 
 
 
 
Wie in den Planunterlagen dargelegt, ist 
nach Auffassung der Samtgemeinde 
und der Gemeinde das geplante Son-
dergebiet sowie die sonstigen Wohnge-
bäuden im Außenbereich hinsichtlich 
ihres Schutzanspruches aufgrund der 
landwirtschaftlichen Prägung und der 
zulässigen Nutzungen im Sondergebiet 
wie ein Dorfgebiet (MD) einzustufen.  
Im Sondergebiet sollen - über die ge-
planten Pferdesporteinrichtungen hinaus 
- sonstige landwirtschaftliche Nutzungen 
und Anlagen auch weiterhin allgemein 
zulässig sein. Entsprechende planungs-
rechtliche Festsetzungen wurden getrof-
fen. Ein Näherrücken geruchssensibler 
Nutzungen an das Gehöft Welper wird 
nach der Plankonzeption des Investors 
nicht erfolgen, so dass die bisherige 
Situation nicht verschlechtert wird. Das 
Gebot der Gegenseitigen Rücksicht-
nahme soll grundsätzlich auch weiterhin 
beachtet werden. 
 
Sofern erforderlich wird die Gemeinde 
Bippen im Bebauungsplan entsprechen-
de Nutzungseinschränkungen treffen, 
damit auch weiterhin unter Wahrung der 
landwirtschaftlichen Belange ein verträg-
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Wohnbebauung kommt, befürchte 
ich eine Beeinträchtigung meines 
landwirtschaftlichen Betriebes. 
 
Bei einer weiteren Wohnbebau-
ung in den vorgesehenen Teilbe-
reichen des Sondergebietes wird 
sich eine entsprechende Wohn-
bebauung verfestigen und damit 
den Beurteilungsspielraum der 
zuständigen Genehmigungsbe-
hörde hinsichtlich zu tolerierender 
Immissionen aus meinem Betrieb 
sehr stark einengen. 
 
Eine Erweiterung der zulässigen 
Wohnbebauung über das vorhan-
dene Ausmaß hinaus überschrei-
tet die bisher vorgestellten Pla-
nungen und ist meines Erachtens 
im vorgesehenen Sonderbauge-
biet nicht notwendig und sollte 
daher unter Würdigung meiner 
betrieblichen Interessen auch 
nicht zugelassen werden. 
 
 

liches Nebeneinander möglich ist. 
 
 

Ingo Kolde, Einigkeitsstraße 45, 
49626 Bippen vom 28.06.2007: 
 
In etwa 200 m Entfernung vom 
Plangebiet befindet sich die Hof-
stelle meines landwirtschaftlichen 
Vollerwerbsbetriebes mit intensi-
ver Viehhaltung. 
 
Durch den Flächennutzungsplan 
soll eine Nutzung des Plangebie-
tes als Standort für Anlagen, die 
dem Reit- und Fahrsport dienen, 
ermöglicht werden. Tenor in den 
Vorgesprächen war es, eine ent-
sprechende Rechtsgrundlage  für 
die alljährlichen Turniere zu 
schaffen. Grundsätzlich dürfte 
eine Nutzung des Gebietes für 
den Reit- und Fahrsport im Hin-
blick auf Immissionen, insbeson-
dere aus der Tierhaltung meines 
landwirtschaftlichen Betriebes 
unproblematisch sein. Soweit es 
jedoch durch die Planungen zu 
einer Erweiterung der zulässigen 
Wohnbebauung kommt, befürchte 
ich eine Beeinträchtigung der 
Entwicklungsmöglichkeiten mei-

 
 
 
Wie in den Planunterlagen dargelegt, ist 
nach Auffassung der Samtgemeinde 
und der Gemeinde das geplante Son-
dergebiet sowie die sonstigen Wohnge-
bäuden im Außenbereich hinsichtlich 
ihres Schutzanspruches aufgrund der 
landwirtschaftlichen Prägung und der 
zulässigen Nutzungen im Sondergebiet 
wie ein Dorfgebiet (MD) einzustufen.  
Im Sondergebiet sollen - über die ge-
planten Pferdesporteinrichtungen hinaus 
- sonstige landwirtschaftliche Nutzungen 
und Anlagen auch weiterhin allgemein 
zulässig sein. Entsprechende planungs-
rechtliche Festsetzungen wurden getrof-
fen. Ein Näherrücken geruchssensibler 
Nutzungen an das Gehöft Kolde wird 
nach der Plankonzeption des Investors 
nicht erfolgen, so dass die bisherige 
Situation nicht verschlechtert wird. Das 
Gebot der Gegenseitigen Rücksicht-
nahme soll grundsätzlich auch weiterhin 
beachtet werden. 
 
Sofern erforderlich wird die Gemeinde 
Bippen im Bebauungsplan entsprechen-
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nes landwirtschaftlichen Betrie-
bes. Bei einer weiteren Wohnbe-
bauung in den vorgesehenen 
Teilbereichen des Sondergebie-
tes wird sich eine entsprechende 
Wohnbebauung verfestigen und 
damit den Beurteilungsspielraum 
der zuständigen Genehmigungs-
behörden hinsichtlich zu tolerie-
render Immissionen aus meinem 
Betrieb sehr stark einengen. 
 
Eine Erweiterung der zulässigen 
Wohnbebauung über das vorhan-
dene Ausmaß hinaus überschrei-
tet die bisher vorgestellten Pla-
nungen und ist meines Erachtens 
im vorgesehenen Sonderbauge-
biet nicht notwendig und sollte 
daher unter Würdigung meiner 
betrieblichen Interessen auch 
nicht zugelassen werden. 
 

de Nutzungseinschränkungen treffen, 
damit auch weiterhin unter Wahrung der 
landwirtschaftlichen Belange ein verträg-
liches Nebeneinander möglich ist. 
 
 

  
Darüber hinaus sind keine Anregungen oder Bedenken weder von öffentlicher 
noch von 
privater Seite gegen die Planung vorgebracht worden. 
 
 

2. Feststellungsbeschluss: 
 

1. Der Beschluss des Samtgemeindeausschusses vom 22.02.2007, Ziff. 
2,  wird aufgehoben.  

 
2. Der vorliegende Entwurf der 40. Änderung des Flächennutzungspla-

nes der Samtgemeinde Fürstenau einschließlich Begründung und 
Umweltbericht wird unter Berücksichtigung der zum Ergebnis der vor-
gezogenen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 
bzw. § 4 Abs. 1 BauGB, der Beteiligung der Träger öffentlicher Belan-
ge gem. § 4 Abs. 2 BauGB und der öffentlichen Auslegung gem. § 3 
Abs. 2 BauGB gefassten Einzelbeschlüsse beschlossen. 

 
(SG/SGR/05/2007 vom 18.10.2007, S. 3)
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Punkt Ö 9) Prüfung des Jahresabschlusses des Eigenbetriebes der Samtgemeinde Fürs-
tenau 

                       (Abteilung Schmutzwasser, Regenwasser, Bestattungswesen, Straßenreini-
gung) 
Vorlage: FB 3/004/2007 

 
 Der Samtgemeinderat beschließt einstimmig (30 Ja-Stimmen, bei Behandlung 

dieses Punktes hat Samtgemeindebürgermeister Selter in dem für die Zuhö-
rer bestimmten Teil des Sitzungssaales Platz genommen):  
 
Der Jahresabschluss des Eigenbetriebes der Samtgemeinde Fürstenau 
für das Wirtschaftsjahr 2006 mit einem Jahresüberschuss  
in Höhe von                                                            21.228,02 € 
abzüglich der Ergebnisverwendung            27.323,18 € 
und der Lagebericht werden festgestellt. 
 
Der Jahresgewinn ist mit dem Gewinnvortrag 2005 
in Höhe von                           147.642,61 €  
zu verrechnen. 
 
Der Gewinnvortrag für das Wirtschaftsjahr 2007  
beträgt somit                141.547,45 € 
 
 
Dem Werkleiter wird für das Wirtschaftsjahr 2006 Entlastung erteilt. 

(SG/SGR/05/2007 vom 18.10.2007, S. 24)
 
Punkt Ö 10) Abteilung Schmutzwasser des Eigenbetriebes der Samtgemeinde Fürstenau - 

Festsetzung der Schmutzwasserbeseitigungsgebühr ab 01.01.2008 
Vorlage: FB 3/003/2007/1 

 
 Beigeordneter Trütken äußert, dass diese Angelegenheit in der Vergangen-

heit oft diskutiert und von der SPD-Fraktion seinerzeit schon zum Ausdruck 
gebracht worden ist, einen realistischen wirtschaftlichen Preis festzusetzen. 
Nach längerer Zeit ist die Notwendigkeit, den Preis zu erhöhen, umso größer. 
In dem jetzt festzusetzenden Preis von 2,25 €/cbm sind gewisse Sicherheiten 
vorhanden, wobei sich die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen laufend än-
dern. So habe z.B. die Samtgemeinde Neuenkirchen ihre Schmutzwasserge-
bühr wieder erhöht und liegt über den Preis der Samtgemeinde Fürstenau. 
Wenn die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen es erlauben, besteht auch die 
Möglichkeit, den Preis wieder zu senken. 
 
Beigeordneter Spree erklärt, dass selbstverständlich auch die CDU/FDP-
Gruppe das Wohl der Bürger im Auge hat, die Gebührenerhöhung jedoch 
aufgrund des vorliegenden Defizits zwingend erforderlich ist. 
 
Beigeordneter Oldenhage hält den Vergleich mit der Samtgemeinde Neuen-
kirchen für nicht ganz glücklich, da die Entwicklung in der Samtgemeinde 
Neuenkirchen eine ganz andere ist und die Gebührensätze früher erheblich 
höher lagen als in der Samtgemeinde Fürstenau. Für die Zukunft muss ver-
sucht werden, auch die Kosten zu senken. 
 
Beigeordneter Bertke bemerkt, dass in den letzten Jahren erhebliche Investi-
tionen (über 3 Mio Euro) durchgeführt worden sind. 
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Beigeordneter Tolsdorf führt aus, dass die getätigten Investitionen in die Kal-
kulation mit einfließen müssen. 
 
Der Samtgemeinderat beschließt einstimmig (31 Ja-Stimmen):  
 
1. Die Schmutzwasserbeseitigungsgebühr für den Eigenbetrieb der Samtge-

meinde Fürstenau wird ab 01.01.2008 auf 2,25 Euro/cbm festgesetzt. 
 
2. Der anliegende Entwurf zur V. Änderungssatzung der Abwasserbeseiti-

gungsabgabensatzung der Samtgemeinde Fürstenau wird als Satzung be-
schlossen. 

 
(SG/SGR/05/2007 vom 18.10.2007, S. 24)

 
Punkt Ö 11) I. Nachtragswirtschaftsplan für den Eigenbetrieb der Samtgemeinde Fürstenau 

für das Wirtschaftsjahr 2007 
Vorlage: FG 20/018/2007 

 
 Der Samtgemeinderat beschließt einstimmig (31 Ja-Stimmen):  

 
Der I. Nachtragswirtschaftsplan für den Eigenbetrieb der Samtgemeinde Fürs-
tenau für das Wirtschaftsjahr 2007, der 
 
a) im Ergebnishaushalt 
 
 die ordentlichen Erträge und Aufwendungen nicht ändert, 
 
 die außerordentlichen Erträge und Aufwendungen nicht ändert, 
 
b) im Finanzhaushalt 
 
 die Einzahlungen um                                                                  317.100 € 
 von                                                                                           1.896.600 € 
 auf                                                                                            2.213.700 € 
 erhöht, 
 
 die Auszahlungen um                                                                 317.100 € 
 von                                                                                           2.002.100 € 
 auf                                                                                            2.319.200 € 
 erhöht, 
 
 davon: 
 
 die Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit mit                 1.499.300 € 
 nicht ändert, 
 
 die Auszahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit mit                1.259.400 € 
 nicht ändert, 
 
 die Einzahlungen für Investitionen um                                         28.800 € 
 von                                                                                             166.100 € 
 auf                                                                                              194.900 € 
 erhöht, 
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 die Auszahlungen für Investitionen um                                    317.100 € 
 von                                                                                           415.500 € 
 auf                                                                                            732.600 € 
 erhöht, 
 
 die Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit um                      288.300 € 
 von                                                                                           231.200 € 
 auf                                                                                            519.500 € 
 erhöht, 
 
 die Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit mit                     327.200 € 
 nicht ändert, 
 
c) den Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und 
 Investitionsförderungsmaßnahmen um                                   288.300 € 
 von                                                                                           231.200 € 
 auf                                                                                            519.500 € 
 erhöht, 
 
d) Verpflichtungsermächtigungen nicht veranschlagt, 
 
e) den Höchstbetrag der Liquiditätskredite gegenüber dem bisherigen 

Höchstbetrag nicht verändert, 
 
wird beschlossen. 
 

(SG/SGR/05/2007 vom 18.10.2007, S. 25)
 
Punkt Ö 12) Bedarfszuweisung - Finanzzuweisung an die Mitgliedsgemeinden 

Vorlage: FG 20/017/2007 
 
 Nach kurzer Aussprache beschließt der Samtgemeinderat einstimmig (31 Ja-

Stimmen):  
 
Die vom Nds. Ministerium für Inneres und Sport mit Erlass vom 14.08.2007 
bewilligte Bedarfszuweisung in Höhe von 900.000 € wird entsprechend der 
Fehlbeträge zum 31.12.2005 zwischen der Samtgemeinde Fürstenau und den 
Mitgliedsgemeinden aufgeteilt. Die sich hiernach ergebenden Beträge sind 
auf volle 5.000 € zu runden. Auf die einzelnen Verwaltungseinheiten entfallen 
danach folgende Summen: 
 
Samtgemeinde Fürstenau                               520.000 € 
Stadt Fürstenau                                           330.000 € 
Gemeinde Bippen                                             45.000 € 
Gemeinde Berge                                               5.000 € 

 
(SG/SGR/05/2007 vom 18.10.2007, S. 26)
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Punkt Ö 13) I. Nachtragsstellenplan für das Haushaltsjahr 2007 
Vorlage: FG 10/020/2007 

 
 Der Samtgemeinderat beschließt einstimmig (31 Ja-Stimmen):  

 
Der vorliegende I. Nachtragsstellenplanentwurf der Samtgemeinde Fürstenau 
für das Haushaltsjahr 2007 wird beschlossen. 
 

(SG/SGR/05/2007 vom 18.10.2007, S. 27)
 
Punkt Ö 14) I. Nachtragshaushaltsplan für das Haushaltsjahr 2007 

Vorlage: FG 20/016/2007 
 
 Samtgemeindebürgermeister Selter trägt vor, dass für die Anschaffung des 

Ersatzfahrzeugs für die Freiwillige Feuerwehr Vechtel ein Betrag in Höhe von 
25.000,-- € für das Haushaltsjahr 2007 veranschlagt ist mit einer Verpflich-
tungsermächtigung für das Haushaltsjahr 2008 in Höhe von 50.000,-- €. Nach 
dem heutigen Beschluss kann der Kauf vollzogen werden.  
 
Nach kurzer Aussprache beschließt der Samtgemeinderat einstimmig (31 Ja-
Stimmen):  
 
Der I. Nachtragshaushaltsplan der Samtgemeinde Fürstenau für das Haus-
haltsjahr 2007, der 
 
a) im Verwaltungshaushalt 

die Einnahmen um                                                                     1.064.900 € 
von                                                                                             9.088.800 € 
auf                                                                                            10.153.700 € 
erhöht, 
 
die Ausgaben um                                                                       6.195.900 € 
von                                                                                             9.527.500 € 
auf                                                                                            15.723.400 € 
erhöht, 
 
den Fehlbedarf um                                                                    5.131.000 € 
von                                                                                                438.700 € 
auf                                                                                              5.569.700 € 
erhöht, 
 

b) im Vermögenshaushalt 
die Einnahmen und Ausgaben um                                               173.000 € 
von                                                                                            1.477.100 € 
auf                                                                                             1.304.100 € 
vermindert, 
 

c) den Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen um                                         36.800 € 
von                                                                                               109.400 € 
auf                                                                                                  72.600 € 
vermindert, 

 
d) den Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen um         150.000 € 

von                                                                                               200.000 € 
auf                                                                                                  50.000 € 
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vermindert, 
 

e) den Höchstbetrag der Kassenkredite gegenüber dem bisherigen Höchstbe-
trag nicht verändert, 

 
f) den Hebesatz der Samtgemeindeumlage nicht ändert, 
 
wird beschlossen. 
 

(SG/SGR/05/2007 vom 18.10.2007, S. 27)
 
Punkt Ö 15) I. Nachtragshaushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2007 

Vorlage: FG 20/015/2007 
 
 Der Samtgemeinderat beschließt einstimmig (31 Ja-Stimmen):  

 
Die I. Nachtragshaushaltssatzung der Samtgemeinde Fürstenau für das 
Haushaltsjahr 2007 wird beschlossen. 
 

(SG/SGR/05/2007 vom 18.10.2007, S. 28)
 
Punkt Ö 16) Nutzung der Bundeswehrsporthalle Fürstenau 

Vorlage: FG 40/008/2007 
 
 Samtgemeindebürgermeister Selter erklärt, dass Gespräche mit dem Bun-

deswehrdienstleistungszentrum und der BImA stattgefunden haben, eine 
endgültige Klärung über die zu zahlende Nutzungsentschädigung jedoch noch 
nicht vorliegt. 
 
Beigeordneter Trütken trägt vor, dass die IGS-Sporthalle zur Sanierung an-
steht und während der Bauphase Ausweichmöglichkeiten zur Verfügung ge-
stellt werden müssen. Es ist zu begrüßen, wenn die Bundeswehrsporthalle 
genutzt werden kann. Eine vertragliche Reglung muss noch gefunden wer-
den. 
Entgegen der Beschlussempfehlung des Samtgemeindeausschusses vom 
09.10.2007 schlägt Beigeordneter Trütken folgende Formulierung vor: 
 
1. Die Kostenlast für die Samtgemeinde Fürstenau muss sich am Schulsport-

anteil orientieren. 
 
2. Die Mitgliedsgemeinden müssen entsprechend ihres Nutzungsanteils an 

der Finanzierung beteiligt werden. 
 
Beigeordneter Spree weist darauf hin, dass das Dienstleistungszentrum nur 
noch bis zum Jahresende und ab 01.01.2008 die BImA zuständig ist, so dass 
möglichst noch mit dem Dienstleistungszentrum der Nutzungsvertrag abge-
schlossen werden sollte. Der genannte Preis von 1.800 €/mtl. beinhaltet die 
Heiz- und Nebenkosten. Die textliche Änderung der Beschlussempfehlung ist 
vor der heutigen Sitzung erläutert worden und ist eine „kosmetische“ Verbes-
serung. 
 
Beigeordneter Oldenhage erwähnt, dass die Stadt Fürstenau auf ihre Kosten 
für 7.000,-- €/mtl. bis Ende des Jahres 2007 die Kaserne durch einen Sicher-
heitsdienst bewachen lässt und es nicht angehen kann, dass für die Nutzung 
der Bundeswehrsporthalle monatlich ein Betrag von 1.800,-- € aufgebracht 
werden muss. 
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Nach Aussprache beschließt der Samtgemeinderat einstimmig (31 Ja-
Stimmen):  
 
1. Die Kostenlast für die Samtgemeinde Fürstenau muss sich am Schulsport-

anteil orientieren. 
 
2. Die Mitgliedsgemeinden müssen entsprechend ihres Nutzungsanteils an 

der Finanzierung beteiligt werden.  
 

(SG/SGR/05/2007 vom 18.10.2007, S. 28)
 
Punkt Ö 17) Behandlung von Anfragen und Anregungen 
 
 Stellenausschreibung Grundschule Grafeld 

 
Die Landesschulbehörde Abt. Osnabrück teilt mit Verfügung vom 10.10.2007 
mit, dass im Schulverwaltungsblatt Nr. 11-07 die Stelle einer Rektorin/eines 
Rektors an der Grundschule Grafeld erneut ausgeschrieben wird. Bisher ha-
ben sich keine Interessenten gemeldet.  
 

(SG/SGR/05/2007 vom 18.10.2007, S. 29)
 
Punkt Ö 18) Einwohnerfragestunde 
 
 Wortmeldungen liegen nicht vor.  

 
(SG/SGR/05/2007 vom 18.10.2007, S. 29)

 
Punkt Ö 19) Schließung der öffentlichen Sitzung 
 
 Der Ratsvorsitzende schließt um 18.44 Uhr die Sitzung des Samtgemeindera-

tes.  
 

(SG/SGR/05/2007 vom 18.10.2007, S. 29)
 
 

 

 

 
Der Ratsvorsitzende Der Samtgemeindebürgermeister Die Protokollführerin 

 


